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Anlage 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Senkung der Tabaksteuer 
für Zigarren 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Das Tabaksteuergesetz vom 4. April 1939 (RGBL 

I S. 721) 

1. für das Gebiet des früheren Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes: in der Fassung des Ge- 
setzes vom 21, Oktober 1948 (WiGBL S. 102) 
und des Artikels XIII (Inkrafttreten) des An- 
zur Änderung des Artikels VII (Tabaksteuer) 
hangs zum Gesetz Nr, 64 der Militärregierung 
Deutschland, Amerikanisches und Britisches 
Kontrollgebietj zur vorläufigen Neuordnung 
von Steuern vom 22, Juni 1948 (Beilage 4 zum 
Gesetz- und Verordnungsblatt des Wirtschafts- 
rates), 

2. für das Land Baden: in der Fassung des Lan- 
desgesetzes zur Änderung • des Tabaksteuer- 
gesetzes vom 4, April 1939 vom 23. November 
1948 (Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 205), 

3. für das Land Rheinland-Pfalz: in der Fassung 
der Landesverordnung zur Änderung des Ta- 
baksteuergesetzes (Bekanntmachung der neuen 
Fassung des Tabaksteuergesetzes vom 4. April 
1939 (RGBl. I S. 721) vom 21. April 1949 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt der Landesregie- 
rung Rheinland-Pfalz S. 146), 

4. für das Land Württemberg-Hohenzollern: in 
der Fassung der Verordnung des Finanzmini- 
steriums über die Änderung des Tabaksteuer- 
gesetzes vom 27. Oktober 1948 (Regierungs- 
biatt für das Land Württemberg-Hohenzollern 

S. 159), 
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5. für den bayerischen Kreis Lindau: in der 
Fassung der Rechtsanordnung des Kreispräsi- 
denten über Verbrauchsteuern vom 30. No- 
vember 1948 (Amtsblatt des bayerischen Krei- 
ses Lindau Nr. 84), 
v/ird wie folgt geändert: 

In § 3 Absatz 1 unter A ist statt „für Zigarren 
4ö'‘/o des Kleinverkaufspreises“ zu setzen: 

„für Zigarren der Preisklassen bis 0,40 DM 
30^/o des Kleinverkaufspreises und für Zi- 
garren der Preisklassen über 0,40 DM 35‘^/o 
des Kleinverkaufspreises,“ 

§ 2 

Für Zigarren, für die ein Teil der Tabaksteuer 
in Vorwegnahme der Steuersenkung durch die 
Anordnung über Stundung und Vergütung der 
Tabaksteuer für Zigarren vom . . . Februar 1950 
(Bundesanzeiger Nr. . . .) gestundet worden ist, 
wird die Tabaksteuer nur nach den neuen Steuer- 
sätzen des § 1 erhoben. 


§3 

Bei Zigarren, für die ln Vorwegnahme der 
Steuersenkung auf Grund der Anordnung über 
Stundung und Vergütung der Tabaksteuer für Zi- 
garren vom . . . Februar 1950 (Bundesanzeiger 
Nr. . . .) Vergütung gewährt worden ist, wird die 
Tabaksteuer um die vergüteten Beträge ermäßigt. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt mit dem vierzehnten Tage 
nach seiner Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Sämtliche Zweige der Tabakindustrie und der Handel fordern, 
die Steuersätze für alle Tabakerzeugnisse zu ermäßigen. Würde 
man den Anträgen in vollem Umfang entsprechen, so würde das 
selbst bei der von den Antragstellern erwarteten Absatzsteigerung 
zu einem Ausfall an Tabaksteuer von rund 500 Millionen DM 
im Jahre führen. In Anbetracht des Finanzbedarfs der Länder 
und des Bundes ist deshalb eine Ermäßigung der Tabaksteuer- 
sätze für alle Tabakerzeugnisse zur Zeit nicht vertretbar. 

Für die Zigarren ist aber eine sofortige Senkung der Tabak- 
steuer nicht zu umgehen, wenn die Zigarrenindustrie vor dem 
völligen Erliegen bewahrt werden soll. Der Gesetzentwurf sieht 
deshalb vor, den Steuersatz für Zigarren herabzusetzen. Diese 
Maßnahme bedingt zwar auch einen Einnahmeausfall, dieser hält 
sich aber in erträglichen Grenzen und muß aus sozialen Gründen 
hingenommen werden. 

Deutschland ist immer ein Land gewesen, in dem auch Zi- 
garren in erheblichem Umfang von der breiten Masse der Be- 
völkerung geraucht wurden. Im Gegensatz zu anderen Ländern 
war auch die Zigarre neben der Zigarette und dem Rauchtabak 
Hauptträger des Steueraufkommens aus Tabaksteuer. Im Laufe 
der Entwicklung der Tabakbesteuerung hatte sich deshalb ein 
bestimmtes Verhältnis der Belastung dieser drei Tabakerzeugnisse 
zueinander ergeben, und an diesem Verhältnis ist bei allen 
früheren gesetzlichen Maßnahmen bis 1945 festgehalten worden. 
Die drei Sparten der Tabakindustrie standen dabei in einem 
echten Wettbewerbsverhältnis zueinander. Das Verhältnis in der 
steuerlichen Belastung, das insbesondere durch den Lohnaufwand 
bei der Herstellung der Erzeugnisse bedingt ist, wurde nach 1945 
bei der Erhöhung der Tabaksteuersätze nicht mehr eingehalten. 
Der Steuersatz für Zigarren liegt mit 46 des Kleinverkaufs- 
preises im Verhältnis zu den Steuersätzen für die übrigen Tabak- 
erzeugnisse zu hoch. Er ist gegenüber den Verhältnissen vor 
dem letzten Krieg verdoppelt, während sich die Belastung bei 
Zigaretten und Rauchtabak nicht in dem Maße erhöht hat. Bei 
Zigaretten betrug die, durchschnittliche Belastung einschließlich 
der Materialsteuer 37 während sie jetzt etwa 66 beträgt. 
Beim Feinschnitt ist der Steuersatz von 50 auf 55 erhöht und 
beim Pfeifentabak von 32 auf 45 Der hohe Steuersatz für 
Zigarren hat eine Steigerung der Kleinverkaufspreise auf etwa 
das Vierfache verursacht. Das hat, nachdem eine gewisse Nor- 
malisierung der Verhältnisse eingetreten ist. zu erheblichen 
Absatzschwierigkeiten für Zigarren geführt. Die Zigarrenindustrie 
hat infolgedessen bis Januar 1950 von insgesamt etwa 60 000 
Beschäftigten annähernd ein Viertel entlassen und im übrigen 
zu Kurzarbeit übergehen m.üssen. Davon werden in der Haupt- 
sache die Länder Baden, Hessen und Westfalen betroffen, in denen 
die meisten Zigarrenhersteller ansässig sind. Die Zigarrenarbei- 
ter wohnen zum größten Teil in Dörfern und kleinen Landstädten, 
wo sie an einen kleinen landwirtschaftlichen Besitz mit Tierhal- 
tung gebunden sind. Viele Zigarrenarbeiter sind auch körper- 
behindert, Sie können schwerlich einem anderen Beruf zugeführt 
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werden und würden, wenn sie ihre Beschäftigung als Zigarren- 
arbeiter verlieren, dauernd auf Unterstützung aus Öffentlichen 
Mitteln angewiesen sein. Schon jetzt sind ganze Dörfer und ein- 
zelne Kreise notleidend geworden, weil die Löhne der Zigarren- 
macher und die Gewerbesteuer und sonstige Gemeindeabgaben 
der Hersteller ganz weggefallen oder erheblich gesunken sind. 
Diese Entwicklung wird sich fortsetzen, wenn die Steuer für Zi- 
garren nicht gesenkt wird und damit neue Absatzmöglichkeiten 
geschaffen werden. 

Es bedarf keiner Ausführungen darüber, welche Nachteile und 
Gefahren für die Gesamtheit mit einer solchen Arbeitslosigkeit 
verbunden sind. 

Die Absatzschwierigkeiten der Zigarrenindustrie wirken sich 
auch nachteilig für die Gebiete aus, in denen Tabak gewerblich 
angebaut wird. Die Zigarrenindustrie ist einer der Hauptabneh- 
mer des inländischen Tabaks. Sie bezieht insbesondere die hoch- 
wertigen Tabake und hat dadurch wesentlich dazu beigetragen, 
daß die gewerblichen Anbauer von Tabak im Durchschnitt einen 
angemessenen Nutzen für ihren Tabak erzielen konnten. Die Zi- 
garrenindustrie kann jetzt nicht mehr in dem Umfang inländi- 
schen Tabak abnehmen, wie es zur Erhaltung der Rentabilität 
des Tabakanbaues erforderlich ist. Davon werden wieder ein- 
zelne Landschaften besonders betroffen, die auf den gewerblichen 
Tabakanbau angewiesen sind. In größeren Gebieten stellt der 
Tabakanbau bei der Beschaffenheit und der Verteilung des Bo- 
dens die zweckmäßigste Bewirtschaftungsform dar und ist allein ge- 
eignet, die Existenz der Tabakbauem zu sichern. Die Erhaltung 
der Zigarrenindustrie bedeutet also auch für die Gebiete mit 
Tabakanbau eine Existenzfrage. 

Der Entwurf will das ursprüngliche Verhältnis in der Belastung 
der Zigarre, der Zigarette und des Rauchtabaks in etwa wieder- 
herstellen, damit die Zigarrenindustrie im Wettbewerbskampf be- 
stehen kann. 


Zu § 1 


B. Im einzelnen 


Der Entwurf sieht einen Steuersatz von 30 Vo für Zigarren der 
Preisklassen bis 40 Dpf einschließlich und von 35 Vo für Zigar- 
ren der Preisklassen über 40 Dpf vor. In der nachstehenden 


Übersicht ist dargestellt, in welchem Ausmaß sich 
kaufspreise bei den neuen Steuersätze vermindern. 

die Kleinver- 

Bisheriger KlVPr. 

Neuer KlVPr. 

Bisheriger KlVPr. 

Neuer KlVPr. 

bei:^46o/o Steuer 

bei 30% Steuer 

bei 46% Steuer 

bei 30% Steuer 

10, 12 und 15 Dpf 

10 Dpf 

70 Dpf 

50 Dpf 

18 

12 

80 

60 

20 

15 

90 

70 

22 

15 

100 

80 

25 

17 

120 

90 

30 

20 

130 

100 

35 

25 

150 

120 

40 

27 

180 

130 

45 

30 

200 

150 

50 

35 

250 

200 

60 

40 

300 

250 


Entsprechend verringern sich auch die Erlöse der Hersteller und 
die Nutzenspannen des Handels. 


5 



Die Zigarrenindustrie hat eine Senkung der Tabaksteuer auf 
25 ‘’/ö für Zigarren der Preisklassen bis 40 Dpf und auf 30 '’l' 
für Zigarren über 40 Dpf beantragt. Eine so weitgehende Sen- 
kung. die für die ins Gewicht fallenden Preisklassen bis zu 40 Dpf 
dem Vorkriegssteuersatz von 23 sehr nahe kommen würde, 
würde die Zigarrenindustrie gegenüber den Herstellern anderer 
Tabakerzeugnisse zu sehr begünstigen und damit wieder die 
Wettbewerbsverhältnisse im Tabakgewerbe stören. Wenn man 
davon ausgeht, daß die Raucher nach der Verbilligung der Zi- 
garren durch die Steuersenkung noch denselben Geldbetrag für 
Zigarren auf wenden wie jetzt — insgesamt 660 Millionen DM 
im Jahr — , also erheblich mehr Zigarren kaufen, so wird mit 
einem Steuerausfall von etwa 136,5 Millionen DM im Jahr zu 
rechnen sein. Selbst bei der von der Industrie erwarteten Absatz- 
steigerung auf 960 Millionen DM Gesamtkleinverkaufswert, der 
kaum erreicht werden dürfte, würde die Mindereinnahme noch 
etwa 60,7 Millionen DM betragen. 

Bei Abwägung einerseits der fiskali.schen Belange und . anderer- 
seits der Notwendigkeit, die Zigarrenindustrie lebensfähig zu er- 
halten, erscheint eine Senkung der Steuer in dem vorgeschlagenen 
Umfange angemessen und tragbar. Bei Annahme des jetzigen 
Geldaufwandes der Raucher wmrde diese Senkung zu einer Min- 
dereinnahme von etwa 103 Millionen DM im Jahre führen. Bei der 
von der Zigarrenindustrie erwarteten Absatzsteigerung würde die 
Mindereinnahme etwa 12,7 Millionen DM im Jahre betragen. 

Der Ausfall an Tabaksteuer wird zu einem erheblichen Teil 
durch Einsparung von Unterstützungsgeldern und durch Mehr- 
einnahmen an Einkommensteuer, Umsatzsteuer, Gewerbesteuer 
und Gemeindeabgaben ausgeglichen. 

Zu §§ 2 und 3 

Die augenblickliche Lage der Zigarrenindustrie erfordert eine 
schnelle Hilfe. Mit dieser kann aber nicht gewartet werden, bis 
das Gesetz verfassungsmäßig verabschiedet ist. Um die Steuer- 
senkung möglichst schnell wirksam werden zu lassen, sollen durch 
eine Anordnung der Bundesregierung mit Zustimmung des Bun- 
desrates die Unterschiedsbeträge, die sich aus der vorgesclilagenen 
Steuersenkung ergeben, bis auf v/eitcres den Herstellern und In- 
habern von Steuerlagern zinslos und ohne Sicherheitsleistung mit 
der Aussicht auf Erlaß gestundet vjerden. Gleichzeitig sollen die 
Unterschiedsbeträge für die Vorräte an Zigarren, die sich bei 
Inkrafttreten der Stundung im Handel befinden, den Händlern 
vergütet werden. Die Vergütung ist erforderlich, weil mit dem 
Tage der Stundung billigere Zigarren auf den Markt kommmn 
und der Handel seine Vorräte an Zigarren nicht mehr zu den 
alten Preisen absetzen kann. Der einfache Weg, das Gesetz rück- 
wirkend in Kraft zu setzen, ist nicht gangbar. Es würden dabei 
die Vorräte im Handel nicht erfaßt werden. 

§ 2 schafft einen Rechtsanspruch der Steuerschuldner auf Erlaß 
der gestundeten Beträge, die ohnehin nicht mehr auf die Ver- 
braucher abgewälzt werden können. 

§ 3 hat nur deklaratorische Bedeutung. Er stellt klar, daß Rechts- 
ansprüche auf die Vergütung lediglich in dem Umfange bestehen, 
wie sie auf Grund der Anordnung gewährt worden sind. 
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